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Wissenschaftliche Politikberatung in konsensorientierten Ländern am Beispiel 
von Belgien und Deutschland 

Definitionen 

Es geht hier um wissenschaftliche Politikberatung, d.h. akademische Forschung 
wird den Entscheidungsträgern zur Verfügung gestellt oder von diesen für ihre 
Arbeit nachgefragt. Das beinhaltet Forschung über alle universitären Disziplinen, 
und zwar an Universitäten und Fachhochschulen, aber auch an nicht-
universitären Forschungsinstituten und bestimmten, von der akademischen Welt 
unabhängigen Denkfabriken. Wobei deren Arbeit sehr variieren kann, je 
nachdem, ob sie mehr akademische oder mehr anwaltschaftliche Aufgaben 
erfüllen. 

Wissenschaftliche Beratung in beiderlei Form entspricht der gegenwärtigen 
Dynamik in Politikberatungssystemen, wie sie speziell in anglophonen Ländern, 
aber auch in den Niederlanden zu beobachten ist. Drei dynamische 
Entwicklungen werden gemeinhin beobachtet:  

Pluralisierung, Professionalisierung, Politisierung. Pluralisierung bezieht sich auf 
den Übergang von einem im Wesentlichen vertikalen Politikberatungssystem zu 
einem eher horizontalen, bei dem bedeutende interne Berater (wie der 
öffentliche Dienst) kein Quasi-Monopol mehr haben und bei dem neue, externe 
Berater erscheinen. Im Sinne der obigen Definition, konzentriert sich dieser 
Beitrag auf traditionelle konsensorientierte Beratungssysteme wie auch auf die 
sich wandelnde Rolle der wissenschaftlichen Berater, wie Universitäten, 
Forschungsinstitute und Denkfabriken. Professionalisierung bedeutet die 
Verstärkung der Kompetenzen der internen und externen Akteure in Bezug auf 
die Beratung über verschiedene Politikaspekte. Politisierung bedeutet das 
Ausmaß, in welchem parteiische/politische Aspekte der Politikberatung 
unparteiische Quellen der Politikberatung aus dem öffentlichen Bereich ersetzt 
haben.  

Wissenschaftliche Beratung in konsensorientierten Ländern: zwei Szenarien 

Ein besonderer Gegenstand von Studien über Politikberatungssysteme und die 
Rolle wissenschaftlicher Beratung sind konsensorientierte Demokratien. Die 
Macht ist in diesen zwischen Legislative und Exekutive geteilt. In 



konsensorientierten Demokratien begünstigen Institutionen und Verfahren die 
Konsensfindung statt dass der Wille derjenigen, die eine einfache Mehrheit der 
Bevölkerung repräsentieren, sich durchsetzt. Belgien und Deutschland sind Fälle 
von konsensorientierten Demokratien mit klar neo-korporatistischer 
Ausrichtung. Sie besitzen typischerweise eine begrenzte Anzahl von 
Interessengruppen, die den Regierungen Informationen liefern und sie 
unterstützen, um im Gegenzug einen privilegierten und oft institutionalisierten 
Zugang zur Politik zu erhalten. Das belgische und das deutsche politische System 
weisen in ihrem Umfeld viele gesellschaftliche Organisationen auf, die in der 
Durchführung wie auch in der politischen Entscheidungsfindung eine 
institutionelle Rolle übernehmen. Außer zur Erreichung eines Zieles dienen neo-
korporatistische Gestaltungen auch als Mittel zur Gewinnung gesellschaftlicher 
Unterstützung für politische Maßnahmen und stärken auf diese Weise die 
Legitimation politischer Entscheidungen. Darüber hinaus hat in 
konsensorientierten Ländern mit neo-korporatistischer Ausrichtung die 
Bürokratie oft eine starke Stellung bei der Politikgestaltung. Das bedeutet, dass 
sie sich auf eine starke interne politische Expertise stützen können, während die 
Abhängigkeit von und damit die Nutzung externer Expertise eingeschränkt ist. 

All das stellt die Rolle der wissenschaftlichen Forschung als Politikberatung in 
Frage. Bis jetzt gibt es wenig Evidenz dazu, ob es Gemeinsamkeiten gibt 
hinsichtlich des Ausmaßes und der Art und Weise, in der konsensorientierte 
Demokratien sich auf Ratschläge aus dem wissenschaftlichen Bereich verlassen.  

Man unterscheidet zwei Argumentationslinien. Im ersten Szenario haben externe 
Akteure, die wissenschaftliche Forschungsergebnisse zur Verfügung stellen, 
Schwierigkeiten, einen strukturieren Zugang zu den Entscheidungsträgern 
sicherzustellen. Die Szenerie der Politikberatung ist in diesem Fall schon von 
anderen gesellschaftlichen Akteuren bevölkert, und die politischen 
Entscheidungsträger wollen zusätzliche Opposition im politischen Prozess 
vermeiden. Schließlich kann die wissenschaftliche Forschung politische 
Kompromisse zwischen der Regierung und Interessengruppen, die nicht 
mühelos zu erreichen waren, in Frage stellen. Im zweiten Szenario stellt die 
akademische Forschung einen Rahmen dar, innerhalb dessen Kompromisse 
zwischen neo-korporatistischen Akteuren erreicht werden können. In diesem 
Fall nehmen die neo-korporatistischen Beratungssysteme die Rolle von Akteuren 
im Grenzbereich an, indem sie sowohl wissenschaftliche Forschung als auch 
explizit wertorientierte Perspektiven integrieren. 

Regelungen für die Bereitstellung wissenschaftlicher Politikberatung 

Es gibt verschiedene formelle und informelle Wege, um wissenschaftliche 
Forschung in die Politikentwicklung einzubeziehen. Politikberatung aus dem 



akademischen Bereich kann von Forschern oder anderen Politikberatern 
innerhalb und außerhalb der Regierung angeboten oder nachgefragt werden. 

Belgien und Deutschland erfreuen sich verschiedener traditioneller, 
institutionalisierter Dispositionen für die Bereitstellung wissenschaftlicher 
Politikberatung. In Übereinstimmung mit den neo-korporatistischen Traditionen 
sind viele Quellen der wissenschaftlichen Politikberatung dauerhaft 
institutionalisiert. Belgien und Deutschland haben ständige 
Beratungsinstitutionen, die alle Ebenen und Bereiche der Regierung 
durchdrungen haben. Im deutschen Beratungsgremiensystem wird Vertrauen in 
das Expertenwissen generiert durch institutionalisierte Repräsentation oder 
Heranziehung von Experten. Die deutschen wissenschaftlichen Beratergremien 
schließen Expertengremien und Regierungskommissionen ein, wie z.B. den 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
oder wissenschaftliche Beratergremien in einzelnen Ministerien. Die 
konsensorientierte bürgerliche Erkenntnislehre ist ebenso deutlich in der 
belgischen Beratungsszene anwesend, obwohl die wissenschaftliche Beratung 
weniger in Beratungsgremien institutionalisiert ist. Mehr als in Deutschland sind 
diese von Interessenvertretungen dominiert. 

Traditionelle Konstellationen der akademischen Beratung haben es verstanden, 
dem Drängen auf Veränderung zu widerstehen. In Belgien gab es Pläne, die 
Beratungsgremienlandschaft in ein Modell für die Bereitstellung objektiver 
Analysen umzuwandeln, in denen wissenschaftliche Fakten eine Schlüsselrolle 
spielen sollten, die aber letztlich gescheitert sind. In Deutschland waren 
Veränderungen des Beratungsgremiensystems gründlicher, obwohl sie – wie in 
einigen anderen Ländern - nicht Teil systematischer Reformbemühungen waren. 

Neben den typischen konsensorientierten Beratungsszenarien können sich beide 
Länder auf akademische Expertise verlassen, die intern durch spezialisierte 
Behörden und ministerielle Forschungsinstitute zur Verfügung gestellt wird. Der 
Umfang der von ihnen betriebenen wissenschaftlichen Forschung und ihrer 
Unabhängigkeit von den Ministerien weist starke Unterschiede auf. In 
Deutschland gibt es ministerielle Forschungsinstitute mit langer Tradition, wie 
das Robert-Koch-Institut (1891) und das Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung (1967). In Belgien gibt es als etablierte Institutionen, die 
lang- und kurzfristige sozioökonomische Analysen und Prognosen liefern, u.a. 
die Nationalbank und das Föderale Planungsbüro. In den Regierungen gibt es 
auch ministerielle Arbeitseinheiten und –agenturen für hausinterne Beratung. Sie 
haben oft die zusätzliche Aufgabe, wissenschaftliche Forschungsergebnisse 
externer Akteure zu sammeln und zu verbreiten.  

Während institutionalisierte Einrichtungen für die Beschaffung von Expertenrat 
relativ festgefügt sind, gab es in Deutschland und Belgien Veränderungen der 
Politikberatungssysteme, die sich auch auf die Erbringung wissenschaftlicher 



Politikberatung ausgewirkt haben. Daten über die Pluralisierung in vielen OECD-
Ländern werden in den konsensorientierten Demokratien gerade erst publik. 

In Deutschland kann die Pluralisierung der Beratungslandschaft als eine 
bedeutende Veränderung des traditionellen Systems angesehen werden. Neue 
Akteure haben die interne Beratung ergänzt, während der einst starke Einfluss 
von Berufsvereinigungen und Gewerkschaften zurückgegangen ist. Speziell in 
den letzten 20 Jahren haben sich die Politikberater vervielfacht und diversifiziert, 
wie in dem Aufkommen einer „Beratungsindustrie“ und der Expansion 
parlamentarischer Expertengremien sichtbar wird. Die Anzahl der Denkfabriken 
hat sich ebenfalls erhöht, aber es ist festzuhalten, dass akademische 
Denkfabriken eine lange Tradition haben, wie z.B. die Fraunhofer Institute, die 
Max-Planck-Institute und das Deutsche Zentralinstitut für soziale Fragen Berlin, 
die in Bezug auf wissenschaftliche Forschung im Auftrag der Regierung und 
anderer Nutzer einen guten Ruf haben. Trotz der fortwährenden öffentlichen 
Finanzierung wissenschaftlicher Denkfabriken und nicht-universitärer 
Forschungsinstitute haben diese die Politikberatung und den Wissenstransfer als 
eine ihre Kerneraufgaben wieder entdeckt. Neue und neugestaltete Quellen der 
Politikberatung haben in Deutschland die breite und etablierte akademische 
Forschungslandschaft ergänzt, die historisch tiefgreifend verbunden ist mit der 
Politikgestaltung. 

Entsprechend hat sich die Beratungskonkurrenz seit den 2000er Jahren verstärkt 
und die Anzahl der externen Politikberater diversifiziert. Es gibt mehr 
kommerzielle Akteure, die Politikberatung quer über alle politischen Ebenen 
anbieten. Das Wachstum ist jedoch bescheiden und erreicht nicht die Niveaus in 
den Niederlanden und Deutschland, selbst wenn man die unterschiedliche 
Ländergröße berücksichtigt. Die Szenerie der Denkfabriken erweitert sich nur 
allmählich, speziell in Flandern. In Wallonien werden ihre Aufgaben von 
Studienzentren der politischen Parteien wahrgenommen, als hervorstechendstes 
Beispiel hierfür mag das Institut Emile Vandervelde der Wallonischen 
Sozialistischen Partei dienen. Außerdem versorgen die 12 Universitäten wie auch 
eine Anzahl anderer wissenschaftlicher Institute (z.B. Businessschulen) 
verschiedene Regierungsebenen mit wissenschaftlichem Rat. In den letzten zwei 
Jahrzehnten haben Regierungen institutionelle Verbindungsstellen zwischen 
Wissenschaftlern und politischen Entscheidungsträgern eingerichtet. 2001 
wurden in Flandern Politikforschungszentren eingerichtet. Diese führen kurz- 
und längerfristige Politikforschung durch und besitzen eine Schlüsselfunktion 
bei der Bereitstellung wissenschaftlicher Politikberatung. Auch in Belgien führen 
universitätsübergreifende Konsortien Forschungen zum Ziel der Unterstützung 
der Politik durch. Insgesamt ist die Verbindung zwischen Politik und 
Wissenschaft aber immer noch recht fragmentiert.  



Neben der Pluralisierung kann man einen Trend zur Professionalisierung der 
Politikberatung beobachten. Diese Dynamik kann innerhalb des öffentlichen 
Dienstes selbst beobachtet werden, besonders in Deutschland, sowie auch bei 
den externen Akteuren, die Regierungen beraten und/oder versuchen, sie zu 
beeinflussen. Wie in anderen Ländern spiegelt sich die interne 
Professionalisierung der Beratung in Deutschland in der Regulierung des 
Beratungsverfahrens. Zwischen 2004 und 2007 wurde an der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften eine Arbeitsgruppe 
„Wissenschaftliche Politikberatung in der Demokratie“ eingerichtet, die 2008 
„Richtlinien für die Politikberatung“ herausgab. Außerdem gab es vergleichbare 
Bemühungen um eine Professionalisierung innerhalb von ministeriellen 
Forschungsinstituten. Eine Evaluierung ihrer Arbeit resultierte 2007 in der 
Veröffentlichung von zehn Leitlinien für eine moderne ministerielle Forschung. 
Parallel zur Professionalisierung der internen Politikberatung gibt es eine 
professionalisierte „Beratungsindustrie“ in Deutschland, in der verschiedene 
Anbieter konkurrieren. Diese schließen kommerzielle Beratungsfirmen 
verschiedener Größe, Denkfabriken und einzelne Experten ein – flankiert von 
Interessengruppen und Lobbys einerseits und wissenschaftlicher Politikberatung 
andererseits.  

Die Veränderungsdynamik und die Professionalisierung sind offensichtlich bei 
der Bildung professioneller Netzwerke von Forschern und Praktikern auf 
bestimmten politischen Gebieten. In Belgien gibt es in Wallonien die Ständige 
Konferenz für territoriale Entwicklung, die Wallonische Gesellschaft für 
Evaluierung und Zukunftsforschung (bis 2018) und die Flämische Plattform für 
Evaluierung. In Deutschland findet man die Gesellschaft für Evaluierung und 
eine Zeitschrift für Politikberatung. Darüber hinaus hat die verstärkte 
Professionalisierung der Politikberatung Programme der höheren Bildung 
beeinflusst. In Belgien wurden seit den 1990er Jahren methodologische Kurse 
über Politikanalyse und Evaluierung sowie sektorspezifische Kurse angeboten. 
Auch in Deutschland hat die Politikanalyse im wissenschaftlichen Bereich 
zugenommen: Kurse über Politikanalyse haben in BA-Programmen an 
Bedeutung gewonnen, zusätzlich zu Schaffung spezieller MA 
Politikanalyseprogramme und der Gründung von Hochschulen für öffentliche 
Politik wie die Hertie School of Governance.  

Eine dritte Dynamik in Belgien und Deutschland bezieht sich auf ihre in hohem 
Maße politisierten politischen Systeme. Belgien und Deutschland werden als 
Parteienstaaten bezeichnet. Die politischen Prozesse werden von den politischen 
Parteien beherrscht, weniger von einzelnen Entscheidungsträgern oder dem 
Gesetzgeber. Nachdem in Deutschland fast alle Ministerien 1999 in die neue 
Hauptstadt gezogen sind, trifft die Feststellung zu, dass das politische Klima in 
Berlin verglichen mit der „Bonner Republik“ konfrontativer geworden ist. Ein 
besonderer Fall, der in der öffentlichen Diskussion und in der wissenschaftlichen 



Forschung Beachtung gefunden hat, war die Nutzung von Expertengremien 
unter der rot-grünen Regierung Schröder (1998-2005). Auf diese Weise wurden 
die Arbeitsmarkt- und Rentenreformen durch pluralistische Kommissionen 
vorbereitet, wobei der Einfluss der Vereinigungen der Arbeitgeber und der 
Gewerkschaften verglichen mit früher zurückgedrängt wurde. 

Die Expertengremien sind ein Beispiel dafür, wie wissenschaftliche Forschung 
politisch genutzt wurde, um politische Blockaden aufzubrechen. Auch eine 
Politisierung der Wissenschaft ließ sich beobachten. In Belgien, wurden 
wissenschaftliche Forschungsergebnisse von Ad-hoc-Expertengremien und 
Politikforschungszentren in dem Entscheidungsprozess über die Rentenreform 
und die Bildungspolitik nicht berücksichtigt. Außerdem wurde in Belgien die 
Dynamik hin zu mehr Pluralisierung und Professionalisierung ausgebremst durch 
das Beharrungsvermögen der sog. Ministerkabinette, die die Politikgestaltung 
weiterhin dominieren und technische Expertise mit politischer Machbarkeit 
verbinden. In diesem Sinne unterhalten Pluralisierung und Professionalisierung 
eine ungute Beziehung mit den höheren Ebenen der formalen, administrativen 
und funktionalen Politisierung. Die Politisierung impliziert, dass die notwendigen 
politischen Kompromisse nicht in erster Linie mit dem unbedingten Anspruch 
auf Wahrheit wissenschaftliche Tatsachen berücksichtigen können. In Belgien 
und Deutschland hat das zu Bedenken hinsichtlich der Integration 
wissenschaftlicher Forschung in die Politik geführt. 

Die beiden Länder teilen wichtige strukturelle Gemeinsamkeiten in Bezug auf die 
wissenschaftliche Politikberatung. Entsprechend den Trends der Pluralisierung 
und Professionalisierung der Politikberatung wurden neue institutionelle 
Regelungen getroffen, die Beobachtungen in den Niederlanden bestätigen. Die 
Pluralisierung der Politikberatungssysteme ist wenigstens zum Teil das Ergebnis 
der Delegitimierung der in den neo-korporatistischen Strukturen verankerten 
Traditionen, wie z.B. die traditionellen Beratungsgremien. Für weitere 
Untersuchungen erscheint es angebracht festzustellen, in welchem Ausmaß 
neue Regelungen traditionelle ergänzt oder ersetzt haben oder nebeneinander 
existieren. Das letztere ist wahrscheinlicher, indem ein Beratungssystem 
geschaffen wird, das mehr oder weniger aktiviert werden kann, je nach der 
Politisierung des spezifischen politischen Problems. 

Bedarf an wissenschaftlicher Forschung 

In Bezug auf die Entwicklung des Zugangs zu wissenschaftlicher Forschung 
unterscheiden sich die Befragungsergebnisse zwischen den beiden Ländern. In 
Deutschland glauben zwei Drittel der Befragten, dass wissenschaftliche 
Forschung zugänglicher geworden ist, während in Belgien nur 40% dieser 
Auffassung waren. Belgische Befragte antworteten überwiegend, dass der 



Zugang zu akademischer Forschung gleich geblieben ist, während 14% glaubten, 
dass er schwerer geworden ist. 

Die Ergebnisse sind interessant, wenn man sie mit den oben diskutierten Trends 
der Pluralisierung und Professionalisierung verbindet: das Angebot an 
wissenschaftlicher Forschung hat in beiden Ländern zugenommen, aber 
zumindest in Belgien schlägt sich das nicht in einer größeren Nachfrage nieder. 

Darüber hinaus gibt es gegensätzliche Ergebnisse zwischen Angebot und 
Nutzung. Die Erkenntnisse stellen mögliche Annahmen in Frage, dass 
verbesserter Zugang zu wissenschaftlicher Forschung notwendig zu einer 
leichteren Nutzung führt. Bedeutende Barrieren hindern weiterhin die 
politischen Entscheidungsträger daran, die Ergebnisse von Politikforschung 
leicht zu nutzen, aber nicht gleichermaßen in allen konsensorientierten 
Demokratien oder wenigstens nicht in gleichem Ausmaß. Es wird 
systematischerer Forschungen bedürfen, diese Hindernisse in jedem einzelnen 
Land zu erklären und zu verstehen. 

Die daraus folgende Frage ist die nach dem Ausmaß, in dem die öffentlichen 
Bediensteten wissenschaftliche Forschungen nutzen. Dabei gibt es 
bemerkenswerte Unterschiede zwischen den beiden Ländern in Bezug auf die 
Entwicklung des Zugangs und die Nutzung.  

In Deutschland nutzen drei Viertel der Befragten regelmäßig 
Forschungsergebnisse bei ihrer politischen Arbeit, d.h. wenigstens mehrere Male 
im Monat. In Belgien ist das viel weniger: nur ein Drittel der Bediensteten 
bekunden einen regelmäßigen Gebrauch wissenschaftlicher 
Forschungsergebnisse („einige Male im Jahr“). Der stärkste Unterschied betrifft 
den Anteil der Befragten, die angeben, dass sie bei ihrer politischen Arbeit von 
wissenschaftlicher Forschung nie Gebrauch machen. Diese Aussage betrifft in 
Belgien 20% der Befragten und ist damit viermal höher als in Deutschland. Zur 
Erläuterung ihres begrenzten Vertrauens auf akademische Forschung geben 
einige belgische Bundesbedienstete an, dass sie hauptsächlich mit der 
Durchführung befasst seien, dass ihr Arbeitsgebiet wenig oder gar keine 
Berührungspunkte mit verfügbarer wissenschaftlicher Forschung aufweise, dass 
die Gesetzgebungsarbeit es generell nicht gebiete, wissenschaftliche Forschung 
in Anspruch zu nehmen.  

Diese starken Unterschiede zwischen den beiden Ländern entsprechen der 
unterschiedlichen Institutionalisierung der wissenschaftlichen Forschung über 
die Politikgestaltung. Historisch betrachtet ist die wissenschaftliche Forschung 
in Deutschland stärker verankert als in Belgien. Die Unterschiede 
versinnbildlichen auch die verschiedene Erkenntniskultur auf der Nutzerseite. 
Belgische Befragte waren weniger geneigt, sich auf akademische Expertise zu 
verlassen. 



Schließlich wurden die Ansichten zur Rolle der Wissenschaften bei der 
Politikgestaltung erfragt. Die meisten Befragten gaben an, dass die 
Wissenschaften in erster Linie als Wissensquellen dienen sollten. Ein Viertel 
glaubt, dass sie formell als Berater dienen sollten, während eine begrenzte 
Anzahl denkt, dass sie nur als informelle Berater involviert sein sollten. 
Hochrangige deutsche Beamte sind eher prädisponiert für eine instrumentelle 
und transparente Rolle der Wissenschaft im politischen Prozess. 

In beiden Ländern scheint die konzeptionelle Wissensnutzung akademischer 
Forschungsergebnisse vor anderen Nutzungszwecken Vorrang zu haben – noch 
mehr in Belgien, wo eine Mehrheit der Befragten es als wichtig ansieht, dass 
Professoren politischen Entscheidungsträgern entsprechende Ausbildung 
erteilen. In Anbetracht der Tatsache, dass generell die Nutzung akademischer 
Forschung dort geringer ist, erscheint es auch denkbar, dass es mehr 
Möglichkeiten gibt, auf diese Weise die Diskrepanz zwischen Wissenschaft und 
Politik in Belgien zu überbrücken, als dies in Deutschland möglich wäre. Jedoch 
wird in Belgien eine informelle Rolle als Berater bevorzugt gegenüber einer 
formellen Rolle, während informelle Beratung in Deutschland nicht geschätzt 
wird. Vielleicht lässt das überfrachtete belgische Beratungssystem mit seinen 
vielen institutionalisierten Beratungsgremien hauptsächlich gesellschaftlicher 
Berater die Befragten zögern, zusätzlich eine formalisierte Rolle von 
Wissenschaftlern zu akzeptieren. Allgemeiner gesprochen deuten die Ergebnisse 
auf ein grundlegendes Merkmal des konsensorientierten Systems hin, nämlich 
dass die spezifischen Politikberatungssysteme es für Wissenschaftler schwer 
machen, als individuelle formelle Berater eine bedeutende Rolle zu übernehmen. 
Das kontrastiert scharf mit dem mehr pluralistischen Kontext in GB.  

Schlussfolgerungen 

Dieser Beitrag hat die Fälle Belgien und Deutschland untersucht, um ein 
solideres Bild der wissenschaftlichen Politikberatung in konsensorientierten 
Demokratien zu gewinnen, und zwar sowohl von der Angebots- als auch von der 
Nachfrageseite. Auf der Angebotsseite weisen beide Länder eine signifikante 
Kontinuität ihrer Politikberatungssysteme auf, vor allem innerhalb der 
Regierungen. Soweit es um die externe Zurverfügungstellung wissenschaftlicher 
Forschung geht, erscheinen die Tendenzen der Pluralisierung, der 
Professionalisierung und der Politisierung der Beratung. Die Grundlagen der 
alten und neuen institutionellen Ausgestaltung der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sind verschieden. Deutschland hat eine lange Tradition der 
Nutzung akademischer Politikberatung, während die institutionellen 
Vorkehrungen in Belgien eher bescheiden sind. Insgesamt finden wir mehr 
Stabilität und Festhalten an traditionellen Zügen der konsensorientierten 
Demokratie in Belgien, während es in Deutschland mehr Wandel gibt. Das 
schließt eine blühende „Beratungsindustrie“ in Deutschland ein, zusätzlich zu – 



wenigstens teilweise – fragmentierten Verbindungen zwischen Parteien und 
ihren Forschungseinrichtungen. Gleichzeitig haben wissenschaftliche 
Denkfabriken und außeruniversitäre Forschungsinstitute die wissenschaftliche 
Politikberatung als eine ihrer Kernaufgaben erkannt. Für die Nachfrageseite 
zeigen die Umfrageergebnisse erneut Ähnlichkeiten zwischen den beiden Fällen, 
aber auch einige Unterschiede, die den Entwicklungen auf der Angebotsseite 
entsprechen. Insgesamt geben Befragte in Deutschland häufiger an, dass der 
Zugang zu wissenschaftlicher Forschung leichter wird, und sie scheinen 
entsprechende Daten für ihre politische Arbeit eher auf regulärer Basis zu nutzen 
als in Belgien. Gleichwohl integrieren Ministerialbeamte in beiden Ländern bei 
der Politikgestaltung Wissenschaftler überwiegend eher als transparente 
Wissensquellen denn als formelle oder informelle Berater.  

Diese Ergebnisse deuten auf zwei gemeinsame Tendenzen in Deutschland und 
Belgien. Allerdings sind ihr Ausmaß und ihre Art und Weise auch spezifisch.  

Wenn wir die beiden Szenarien als repräsentativ für die Enden eines Kontinuums 
begreifen, kommt Belgien dem Pol nahe, wo Angebot und Nachfrage nach 
wissenschaftlicher Beratung immer noch relativ schwach sind. Veränderungen 
der institutionellen Rahmenbedingungen der Beratung schlagen sich nicht nieder 
in einer Verstärkung der Rolle der wissenschaftlichen Forschung bei der 
Politikgestaltung. Im Vergleich kann Deutschland näher am anderen Ende des 
Spektrums verortet werden, weil dort Angebot und Nachfrage nach 
wissenschaftlicher Beratung zunehmend institutionalisiert sind und manchmal 
als Hebel für die Erreichung von Kompromissen zwischen den Sozialpartnern 
genutzt werden können. 

Dieser Beitrag kann verstanden werden als Ruf nach mehr systematischer 
Erforschung der Rolle der wissenschaftlichen Politikberatung innerhalb der und 
über die Politikberatungssysteme hinweg. Es wäre interessant, näher zu 
erforschen, wo die anderen konsensorientierten Demokratien in Europa verortet 
werden können. Das Beispiel Österreich scheint verglichen mit Belgien und 
Deutschland sogar eine noch größere Stabilität aufzuweisen, mit der 
einzigartigen Form der Konkordanzdemokratie, die auf politische Parteien und 
Verbände gestützt ist und die das Politikberatungssystem fortlaufend definieren.  

Der Beitrag zielte auch darauf ab, die oft getrennten Angebots-Nachfrage-
Perspektiven der Politikberatungssystem-Forschung zu überbrücken. Dieses 
Zusammenspiel gründlicher zu erforschen, erscheint als lohnender Weg für die 
zukünftige vergleichende Fallstudienforschung.  

Im Gefolge von Ereignissen in Zusammenhang mit einem „postfaktischen 
Zeitalter“ kommt die Forschung über die Rolle der wissenschaftlichen Forschung 
bei der Politikgestaltung zur rechten Zeit. Wir müssen uns bewusst sein, dass 
eine verringerte oder verweigerte Nutzung akademischer Forschung über die 
Politikgestaltung zur Pluralisierung und Professionalisierung der Politikberatung 



nicht im Widerspruch steht. Eher kann ein Überangebot an Fakten im 21. 
Jahrhundert zu einer Situation beitragen, in der es zu viele Hilfsquellen für die 
Politikberatung gibt. Diese können dann selektiv genutzt werden, entweder als 
Expertise oder Gegen-Expertise in politischen Prozessen und damit 
möglicherweise ihre eigene Glaubwürdigkeit unterminieren statt sie zu 
vergrößern. 

     

    *     * 

               * 


